Stockwerkbewirtschaftung
Von Eigentümern. Für Eigentümer.
Revisionsbericht zur Jahresrechnung
	Datum des Berichts
	[Tag, an dem Sie unterschreiben]

	Revisorin / Revisor
	[Vorname Name]

	Gemeinschaft
	[Name gemäss Reglement oder Grundbuch, z. B. Stockwerkeigentümergemeinschaft Musterweg 4, 3000 Bern]

	Periode
	[01.01.20XX bis 31.12.20XX]


So arbeiten Sie mit dieser Vorlage. Eckige Klammern sind Platzhalter für Ihre Angaben. Stehen in einer Klammer mehrere Möglichkeiten mit Schrägstrich dazwischen, behalten Sie eine davon und löschen die übrigen. Die gelb markierten kursiven Bereiche sind Hilfestellungen; sie werden ganz am Schluss gelöscht, erst nachdem Sie Variante und Antrag gewählt haben. Das ist wichtig: In den gelben Bereichen steht, welcher Antrag zu welcher Variante gehört. Die Rechnungsperiode tragen Sie oben einmal ein; im Text steht danach «die genannte Rechnungsperiode», nur in den Anträgen wird sie wiederholt, weil ein Antrag im Protokoll allein zitiert wird. Bei den Feststellungen stehen vier Varianten (A bis D) und beim Antrag die dazu passenden Absätze. Wählen Sie genau eine Variante, behalten Sie den zugehörigen Antrag und löschen Sie alle übrigen samt Zwischentiteln.
Eine Revision ist für eine Gemeinschaft fast nie vorgeschrieben; die Schwellen dafür liegen in Millionenhöhe und werden praktisch nie erreicht. Freiwillig darf jede Gemeinschaft eine einrichten, und in grösseren ist das dringend zu empfehlen. Sie sind gewählt, und das genügt. Nützlich sind buchhalterische Grundkenntnisse; fehlen sie Ihnen, ist das kein Grund, das Amt abzulehnen. Sie dürfen eine Fachperson beiziehen, und die Versammlung kann die Kosten übernehmen. Entscheidend ist nur, dass in diesem Bericht steht, was Sie tatsächlich geprüft haben. Wer die Buchhaltung führt, kann sie nicht selbst revidieren: Die Verwaltung scheidet als Revisorin aus. Unabhängigkeit: Die strengen Regeln des Aktienrechts gelten hier nicht, eine Eigentümerin aus den eigenen Reihen darf das Amt übernehmen. Eine Grenze bleibt trotzdem. Wer selbst an den Entscheiden mitgewirkt hat, die er prüfen soll, etwa als Ausschussmitglied, das Rechnungen mitfreigegeben hat, prüft sich selbst; das lässt sich nicht offenlegen, sondern nur vermeiden. Für alles Übrige, also geschäftliche oder familiäre Nähe zur Verwaltung oder zu einem Handwerksbetrieb, genügt ein offener Satz im Bericht. Das Reglement darf strengere Anforderungen aufstellen.
Auftrag
Ihr Auftrag stammt aus dem Beschluss der Versammlung, die Sie gewählt hat, oder aus dem Reglement, wenn dieses eine Revisionsstelle vorsieht. Wurden Sie für mehrere Jahre gewählt, nennen Sie das Datum jenes Wahlbeschlusses, nicht das der letzten Versammlung.
Sehr geehrte Damen und Herren
Gemäss [Beschluss der Eigentümerversammlung vom [Datum] / Reglement Ziffer [X]] habe ich als gewählte Revisorin oder gewählter Revisor die Jahresrechnung der Gemeinschaft für die Rechnungsperiode [01.01.20XX bis 31.12.20XX] geprüft.
Gegenstand der Prüfung
Führen Sie auf, was Sie tatsächlich geprüft haben, und streichen Sie, was nicht zutrifft. Der Bericht soll nicht mehr behaupten, als geprüft wurde: Was hier steht, gilt später als von Ihnen bestätigt. Streichen ist deshalb kein Makel, sondern Ihr Schutz. Verlangen Sie von der Verwaltung neben den Abrechnungen auch die Protokolle der Versammlungen, und zwar für alle Jahre, aus denen noch Entnahmen aus dem Erneuerungsfonds stammen. Ohne sie können Sie die Beschlüsse nicht prüfen, auf denen diese Entnahmen beruhen.
Geprüft habe ich:
• die Buchungen der genannten Rechnungsperiode (Kontoblätter und die dazugehörigen Belege)
• die Betriebskostenabrechnung (was die Liegenschaft insgesamt gekostet hat, geordnet nach Kostenarten)
• die Bilanz per [31.12.20XX] (Vermögensstand am Stichtag: Bankguthaben, Erneuerungsfonds, offene Rechnungen)
• die Eigentümerabrechnung (die Aufteilung dieser Kosten auf die einzelnen Einheiten, also das Blatt, das jede Eigentümerin persönlich erhält)
• den Erneuerungsfonds per [31.12.20XX] (separates Konto, Bestand, Zuweisungen und Entnahmen samt den Beschlüssen, auf denen sie beruhen)
• den Vergleich der Jahresrechnung mit dem für die Periode beschlossenen Kostenvoranschlag
Zum Erneuerungsfonds. Sehen Sie zuerst ins Reglement und in den Begründungsakt: Beide dürfen eigene Regeln für den Fonds aufstellen, und dann gelten diese. Sagen sie nichts, prüfen Sie vier Dinge. Wird der Fonds auf einem eigenen Konto geführt, getrennt vom übrigen Vermögen? Ist jede Entnahme durch einen Beschluss der Versammlung gedeckt? Diente sie einer baulichen Massnahme an gemeinschaftlichen Teilen und nicht dem laufenden Betrieb, also zum Beispiel nicht den Energiekosten? Und liegt das Geld sicher? Ein Sparkonto genügt, auch bei tiefem Zins. Beanstanden müssen Sie nur, wenn der Fonds in Wertschriften oder ähnlichen Anlagen steckt, denn dafür bräuchte es einen einstimmigen Beschluss der Versammlung. Fällt eine dieser Prüfungen negativ aus, gehört das unter Variante B, wenn sich Vorgang und Betrag klar benennen lassen, sonst unter Variante C.
Zum Kostenvoranschlag: Der Vergleich zeigt, wo mehr oder weniger ausgegeben wurde als beschlossen. Eine Abweichung ist für sich allein kein Mangel. Sie wird zu einem, wenn sie unerklärt bleibt oder eine Ausgabe betrifft, die einen eigenen Beschluss gebraucht hätte.
Art und Umfang der Prüfung
Dieser Abschnitt grenzt Ihren Auftrag ab. Klären Sie den Umfang vor der Prüfung mit der Versammlung oder dem Ausschuss, nicht erst im Bericht. Wie viel ist eine Stichprobe? Üblich in einer kleinen Gemeinschaft: sämtliche Einzelposten über einem selbst gesetzten Betrag, etwa 500 Franken, dazu eine Handvoll kleinerer Posten aus verschiedenen Monaten, und der Abgleich der Kontostände am Anfang und am Ende des Jahres mit den Belegen der Bank. Notieren Sie beim Prüfen mit, wie viele Belege Sie angesehen haben; diese Zahl tragen Sie unten ein.
Den Satz zu den vorgelegten Unterlagen wählen Sie am Schluss: Sobald Ihnen etwas gefehlt hat, muss die zweite Fassung stehen. Bei Variante C oder D ist das immer so.
Die Prüfung erfolgte mittels Stichproben. Geprüft habe ich Belege, Kontenführung (ob die Aufwendungen einem klaren Kontenplan folgend zugewiesen sind) und Abschlussbuchungen (also zum Beispiel, ob eine Rechnung, die im Januar eintraf, aber das alte Jahr betrifft, auch dort verbucht wurde), dazu die Kostenverteilung. Konkret habe ich [Zahl] Belege eingesehen, darunter sämtliche Einzelposten über CHF [Betrag], und die Kontostände per [31.12.20XX] mit den Belegen der Bank abgeglichen. [Sämtliche Unterlagen, die ich verlangt habe, wurden mir vorgelegt. / Ein Teil der von mir verlangten Unterlagen wurde mir nicht vorgelegt; Näheres unter «Feststellungen».] Eine lückenlose Prüfung aller Geschäftsvorfälle war nicht Gegenstand des Auftrags.
Wofür Sie einstehen: Sie haften nicht dafür, dass Ihnen nichts entgangen ist. Sie stehen dafür ein, dass Sie sorgfältig geprüft haben, was Sie hier als geprüft bezeichnen, und dass Sie nichts verschweigen, was Sie gefunden haben. Ihre Verantwortung richtet sich nach dem Auftrag, den die Versammlung Ihnen erteilt hat; die strengen Haftungsregeln für Revisionsstellen von Aktiengesellschaften gelten hier nicht, solange Ihre Gemeinschaft nicht revisionspflichtig ist. Wenn Ihnen etwas seltsam vorkommt, fragen Sie nach und halten Sie die Antwort fest. Eine offene Frage im Bericht ist nie ein Fehler, eine verschwiegene schon. Ob die Gemeinschaft für ihre Organisationselemente eine Haftpflichtversicherung hat, erfahren Sie bei der Verwaltung.
Feststellungen
Jetzt folgen vier Varianten. Wählen Sie genau eine und löschen Sie die übrigen samt Zwischentiteln. Variante A, wenn Sie nichts zu beanstanden haben. Variante B, wenn Sie etwas gefunden haben, das sich benennen und beziffern lässt und die übrigen Zahlen nicht unbrauchbar macht, zum Beispiel eine falsch verbuchte Rechnung, einen fehlenden Beleg zu einem nachvollziehbaren Vorgang oder einen Betrag in der falschen Periode. Variante C, wenn die Rechnung so nicht genehmigt werden kann. Variante D, wenn Sie gar nicht prüfen konnten, weil Sie die Unterlagen nicht erhalten haben. Im Zweifel gilt: Was Sie der Versammlung nicht schreiben, kann sie nicht berücksichtigen.
Variante A: ohne Vorbehalt
Variante A sagt mehrere Dinge zu. Bestätigen Sie nur, was Sie geprüft haben, und streichen Sie sonst den betreffenden Satz. Das gilt besonders für den Erneuerungsfonds und für den Verteilschlüssel: Die Eigentümerabrechnung muss nicht nur rechnerisch stimmen, sondern dem entsprechen, was Reglement und Gesetz für die Verteilung vorsehen. Ein Beschluss, der reglementswidrig verteilt, bleibt reglementswidrig.
Die Buchhaltung stimmt mit den Belegen überein. Die Buchungen der Periode sind ordnungsgemäss verbucht. Die Bestände der Bank- und Postkonten sowie des Erneuerungsfonds per [31.12.20XX] sind durch Belege der Bank ausgewiesen. Die wesentlichen Abweichungen gegenüber dem Kostenvoranschlag sind mir erläutert worden. Die Eigentümerabrechnung stimmt rechnerisch und entspricht dem Verteilschlüssel nach Reglement und Gesetz sowie den Beschlüssen der Eigentümerversammlung.
Variante B: mit Vorbehalt
Benennen Sie den Vorbehalt, statt ihn anzudeuten: Die Versammlung muss entscheiden können, ob sie damit leben will. Ein Vorbehalt ist kein Vorwurf, sondern eine Information. Haben Sie den Punkt erst kurz vor der Versammlung entdeckt und der Verwaltung noch nicht mitgeteilt, schreiben Sie das so hin; das ist ehrlicher als ein nachgeschobenes Datum. In diesem Fall kann der Mangel auch nicht behoben sein, wählen Sie dann «besteht weiterhin». Seien Sie auch bei einem Vorbehalt an der Versammlung anwesend, er löst erfahrungsgemäss Rückfragen aus.
Die Buchhaltung stimmt mit den Belegen überein, mit folgender Ausnahme: [Feststellung mit Konto und Betrag]. [Ich habe die Verwaltung am [Datum] darauf hingewiesen und eine Frist bis [Datum] gesetzt. / Ich habe die Verwaltung am [Datum] darauf hingewiesen. / Ich habe diesen Punkt der Verwaltung bisher nicht unterbreitet.] [Der Mangel wurde behoben. / Der Mangel besteht weiterhin.]
Im Übrigen sind die Buchungen der Periode ordnungsgemäss verbucht. Die Bestände der Bank- und Postkonten sowie des Erneuerungsfonds per [31.12.20XX] sind durch Belege der Bank ausgewiesen. Die Eigentümerabrechnung stimmt rechnerisch und entspricht dem Verteilschlüssel nach Reglement und Gesetz sowie den Beschlüssen der Eigentümerversammlung.
Variante C: Ablehnung
Diese Variante ist selten und wiegt schwer. Sie gehört hierher, wenn die Rechnung so nicht genehmigt werden kann, etwa weil Belege fehlen, die Kostenverteilung dem Reglement widerspricht oder sich Zahlen nicht nachvollziehen liessen. Auf eine Frist verzichten Sie nur, wenn sich der Mangel ohnehin nicht mehr rechtzeitig beheben lässt; im Zweifel setzen Sie eine. Seien Sie an der Versammlung persönlich anwesend, und klären Sie Ihre Teilnahme vorher mit der Verwaltung ab, wenn Sie nicht selbst Eigentümerin sind.
Was eine Ablehnung auslöst: Die Versammlung genehmigt die Rechnung nicht, die Verwaltung muss sie bereinigen und neu vorlegen. Wichtig ist, dass die Versammlung trotzdem den Kostenvoranschlag beschliesst oder die bisherigen Akontobeiträge ausdrücklich weiterführt. Rechnung und Voranschlag sind zwei getrennte Geschäfte; wer über der abgelehnten Rechnung den Voranschlag vergisst, nimmt der Verwaltung die Grundlage für die Beiträge des laufenden Jahres. Die Beitragspflicht als solche bleibt in jedem Fall bestehen, sie hängt nicht an der Genehmigung der Vorjahresrechnung. Der Antrag weiter unten trägt das mit.
Bei der Prüfung habe ich folgende Mängel festgestellt: [Feststellung mit Konto und Betrag]. [Ich habe die Verwaltung am [Datum] darauf hingewiesen und eine Frist bis [Datum] gesetzt; die Mängel wurden nicht behoben. / Ich habe die Verwaltung am [Datum] darauf hingewiesen; die Mängel wurden nicht behoben. / Wegen der Schwere der Feststellungen habe ich auf eine Fristansetzung verzichtet.] Auf dieser Grundlage kann ich die Jahresrechnung nicht als richtig bestätigen.
Variante D: Prüfung nicht möglich
Variante D ist nicht dasselbe wie Variante C. Dort haben Sie etwas gefunden, hier konnten Sie gar nicht hinsehen, weil Ihnen die Unterlagen nicht oder zu spät vorgelegt wurden. Wer in diesem Fall Variante C wählt, behauptet Mängel, die er nicht belegen kann, und verliert an der Versammlung die Glaubwürdigkeit. Schreiben Sie stattdessen genau auf, was Sie wann verlangt und was Sie nicht erhalten haben.
Ich habe die Verwaltung am [Datum] um folgende Unterlagen ersucht: [Aufzählung]. [Bis zum [Datum] habe ich keine dieser Unterlagen erhalten. / Bis zum [Datum] habe ich folgende dieser Unterlagen nicht erhalten: [Aufzählung].] Eine Prüfung der Jahresrechnung war mir auf dieser Grundlage nicht möglich. Ich kann deshalb weder bestätigen noch bestreiten, dass die Jahresrechnung richtig ist.
Antrag an die Versammlung
Behalten Sie genau einen der folgenden Absätze und löschen Sie die übrigen. Welcher zu welcher Variante gehört, steht jeweils im gelben Bereich darüber; löschen Sie die gelben Bereiche deshalb erst, wenn Sie gewählt haben. Über alle diese Anträge entscheidet die Versammlung mit einfachem Mehr der Anwesenden und Vertretenen, wenn das Reglement nichts anderes vorsieht; Enthaltungen wirken dabei rechnerisch wie Nein-Stimmen. Entscheiden tut die Versammlung, nicht Sie: Sie stellen den Antrag.
Was die Entlastung bedeutet. Entlastung (Décharge) heisst: Die Gemeinschaft verzichtet darauf, die Verwaltung für das vergangene Jahr noch zur Verantwortung zu ziehen. Sie wirkt nur für das, was die Versammlung auch erfahren hat. Was Ihr Bericht nur andeutet, ist nicht offengelegt; benennen Sie es.
Ihre Reichweite ist doppelt begrenzt. Sie löscht den Anspruch der Gemeinschaft gegen die Verwaltung aus, und zwar für alles Offengelegte. Persönlich bindet sie nur jene Eigentümer, die zugestimmt haben. Wer überstimmt wurde, verliert den Anspruch der Gemeinschaft trotzdem; ihm bleiben zwei Wege, nämlich den Beschluss innert eines Monats anzufechten oder einen Schaden geltend zu machen, der ihm persönlich entstanden ist.
Die Entlastung ist ein eigener Entscheid. Die Versammlung kann die Rechnung genehmigen und über die Entlastung getrennt entscheiden oder sie zurückstellen; erteilen muss sie sie nicht. Die Verwaltung hat aber Anspruch darauf, dass darüber als eigenes Geschäft abgestimmt wird. Ist die Verwaltung selbst Stockwerkeigentümerin, darf sie über ihre eigene Entlastung nicht mitstimmen, auch nicht über eine Vertretung; wer das geltend machen will, sagt es sofort an der Versammlung und nicht erst nachher. Der Entlastungsbeschluss gehört ins Protokoll.
Wenn Sie den Bericht abgeben, bitten Sie die Verwaltung, Genehmigung und Entlastung als zwei eigene Traktanden aufzunehmen. Die Traktandenliste macht die Verwaltung, nicht Sie, aber ein Hinweis vorher erspart allen die Diskussion an der Versammlung. Fehlt das Traktandum, ist ein trotzdem gefasster Beschluss anfechtbar; er gilt aber, bis ihn ein Gericht aufhebt.
Der folgende Absatz gehört zu Variante A.
Ich beantrage, die Jahresrechnung [01.01.20XX bis 31.12.20XX] zu genehmigen und der Verwaltung [Name der Verwaltung] Entlastung zu erteilen.
Der folgende Absatz gehört zu Variante B, wenn der Mangel behoben wurde.
Ich beantrage, die Jahresrechnung [01.01.20XX bis 31.12.20XX] zu genehmigen und der Verwaltung [Name der Verwaltung] Entlastung zu erteilen. Der unter «Feststellungen» genannte Punkt wurde vor Abschluss der Prüfung bereinigt.
Der folgende Absatz gehört zu Variante B, wenn der Mangel weiterhin besteht. Das Zurückstellen ist hier der sauberere Weg als eine Entlastung unter Vorbehalt: Ein Erlass unter Vorbehalt ist ein Zwitter, das Zurückstellen ein klarer Nichtentscheid. Fassen Sie den Vorbehalt in einem Satz zusammen, er muss nicht wörtlich wiederholen, was oben steht.
Ich beantrage, die Jahresrechnung [01.01.20XX bis 31.12.20XX] zu genehmigen, die Entlastung der Verwaltung [Name der Verwaltung] aber zurückzustellen, bis [Vorbehalt in einem Satz] bereinigt ist, längstens bis zur nächsten ordentlichen Versammlung.
Der folgende Absatz gehört zu Variante C.
Ich beantrage, die Jahresrechnung [01.01.20XX bis 31.12.20XX] nicht zu genehmigen, der Verwaltung [Name der Verwaltung] keine Entlastung zu erteilen und sie anzuweisen, die genannten Mängel bis [Datum] zu bereinigen und eine berichtigte Jahresrechnung [einer ausserordentlichen Versammlung / der nächsten ordentlichen Versammlung] vorzulegen. Bis zum Beschluss über den nächsten Kostenvoranschlag sind die bisherigen Akontobeiträge unverändert weiterzuführen.
Der folgende Absatz gehört zu Variante D.
Ich beantrage, den Entscheid über die Jahresrechnung [01.01.20XX bis 31.12.20XX] zu vertagen, die Verwaltung [Name der Verwaltung] anzuweisen, mir die fehlenden Unterlagen bis [Datum] vorzulegen, und über Genehmigung und Entlastung [an einer ausserordentlichen Versammlung / an der nächsten ordentlichen Versammlung] zu entscheiden. Bis zum Beschluss über den nächsten Kostenvoranschlag sind die bisherigen Akontobeiträge unverändert weiterzuführen.
Ort, Datum und Unterschrift
Unterschreiben Sie den Bericht von Hand oder elektronisch und geben Sie ihn der Verwaltung so früh ab, dass er der Einladung zur Versammlung beigelegt werden kann. Zwingend ist die Beilage nicht, sinnvoll immer: Wer den Bericht erst an der Versammlung sieht, kann ihn nicht mehr würdigen. Lassen Sie sich den Versand bestätigen.
Ein Hinweis für die Eigentümerschaft, den Sie an der Versammlung mündlich anbringen oder auch in den Bericht aufnehmen dürfen: Wer mit dem Genehmigungsbeschluss der Mehrheit nicht einverstanden ist, kann ihn innert eines Monats gerichtlich anfechten. Für alle, die an der Versammlung sind, läuft dieser Monat ab dem Tag der Versammlung. Für wer fehlt und nicht vertreten ist, läuft er in der Regel erst ab Zustellung des Protokolls. Die Frist lässt sich nicht erstrecken, auch nicht durch das Reglement. Und wer einen Verfahrensfehler geltend machen will, etwa ein fehlendes Traktandum, sagt das sofort an der Versammlung und nicht erst nachher.
Freundliche Grüsse
[Ort], [Datum]
................................................
[Vorname Name], [Revisorin / Revisor]
Rechtsgrundlagen, falls jemand nachfragt: ZGB Art. 712m Abs. 1 Ziff. 4 (die Versammlung genehmigt Kostenvoranschlag, Rechnung und Kostenverteilung); ZGB Art. 712m Abs. 2 in Verbindung mit Art. 69b (freiwillige Revision); ZGB Art. 712s Abs. 2 (die Verwaltung besorgt die finanzielle Verwaltung; daraus folgt die Buchführung); ZGB Art. 712h (Massstab für die Verteilung der gemeinschaftlichen Kosten); ZGB Art. 75 in Verbindung mit Art. 712m Abs. 2 (Anfechtung von Beschlüssen).
© 2026 Stockwerkbewirtschaftung, stockwerkbewirtschaftung.ch/vorlagen. Sie dürfen diese Vorlage innerhalb Ihrer Eigentümergemeinschaft frei verwenden und weitergeben; jede weitergehende Verwendung bedarf unserer schriftlichen Zustimmung.
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